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Drucksache V/3152 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Juli 1968 

IT/1 — 68070 — 5748/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

— eine Verordnung des Rats zur Vereinheitlichung der 
Einfuhrregelungen, die von den einzelnen Mitglied- 
staaten gegenüber Ländern im Sektor lebende Pflanzen 
und Waren des Blumenhandels angewendet werden 

— eine Verordnung des Rats zur Festsetzung der Bedin- 
gungen für die Anwendung der Schutzmaßnahmen im 
Sektor lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Juni 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


)ruck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Ylleinvertrieb : Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Vereinheitlichung der Einfuhrregelungen, die von den 
einzelnen Mitgliedstaaten gegenüber dritten Ländern im Sektor 
lebende Pflanzen und Waren des Blumenhandels angewendet 

werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 234/68 des 
Rats vom 27. Februar 1968 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für lebende Pflan- 
zen und Waren des Blumenhandels 1 ), insbesondere 
auf Artikel 8 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 Arti- 
kel 8 Absatz 2, wird vorgesehen, daß die von den 
einzelnen Mitgliedstaaten gegenüber dritten Län- 
dern angewendeten und zur Koordinierung und Ver- 
einheitlichung der Einfuhrregelungen notwendigen 
Bestimmungen bis zum 1. Juli 1968 erlassen werden 
müssen. 

Die aufgrund der vorgenannten Verordnung vor- 
gesehene Errichtung der gemeinsamen Marktorga- 
nisation für lebende Pflanzen und Waren des Blu- 
menhandels rechtfertigt die Beseitigung der men- 
genmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen glei- 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 2. März 1968, S. 1 


eher Wirkung sowie der Abgaben, die die gleiche 
Wirkung wie Zölle haben, bei Einfuhren aus drit- 
ten Ländern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Vorbehaltlich gegenteiliger Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 234/68 oder vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Abstimmungs- 
verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags 
beschlossener Abweichungen sind bei Einfuhren aus 
Drittländern ab 1. Juli 1968 verboten: 

— die Erhebung von Abgaben, die die gleiche 
Wirkung wie Zölle haben, 

— die Anwendung aller mengenmäßigen Beschrän- 
kungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode Drucksache V/3152 


Vorschlag einer Verordnung des Rats 
zur Festsetzung der Bedingungen für die Anwendung der 
Schutzmaßnahmen im Sektor lebende Pflanzen und Waren des 

Blumenhandels 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 234/68 des 
Rats vom 27. Februar 1968 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für lebende Pflan- 
zen und Waren des Blumenhandels ! ), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 234/68, 
Artikel 9 Absatz 1, wird die Möglichkeit vorgese- 
hen, geeignete Maßnahmen zu treffen, wenn der 
Markt in der Gemeinschaft für eines oder mehrere 
der in Artikel 1 genannten Erzeugnisse aufgrund 
von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen Störungen 
ausgesetzt oder von ernstlichen Störungen bedroht 
wird, die die Ziele des Artikels 39 des Vertrages 
gefährden könnten. Diese Maßnahmen beziehen sich 
auf den Handel mit dritten Ländern; sie werden 
angewandt, bis die tatsächliche oder die drohende 
Störung aufhört. 

Es ist Aufgabe des Rats, die Durchführungsbestim- 
mungen zu dem vorgenannten Artikel 9 Absatz 1 
fesLzulegen und zu bestimmen, in welchen Fällen und 
innerhalb welcher Grenzen die Mitgliedstaaten vor- 
läufige Maßnahmen treffen, können. 

Daher sollten die Hauptgesichtspunkte bestimmt 
werden, die es ermöglichen zu beurteilen, ob der 
Markt der Gemeinschaft ernstlichen Störungen aus- 
gesetzt ist oder von ernstlichen Störungen bedroht 
wird. 

Eine Störung des Marktes aufgrund von Aus- 
fuhren ist im Sektor lebende Pflanzen und Waren 
des Blumenhandels ausgeschlossen; daher sollten 
die Schutzmaßnahmen auf die Einfuhr dieser Erzeug- 
nisse beschränkt werden. 

Da die Anwendung der Schutzmaßnahmen von 
dem Einfluß abhängt, der vom Handel mit dritten 
Ländern auf dem Markt der Gemeinschaft ausgeht, 
ist es notwendig, die Lage auf diesem Markt unter 
Berücksichtigung der Gesichtspunkte zu beurteilen, 
die sich auf die Entwicklung dieses Handels bezie- 
hen, zusätzlich zu den Gesichtspunkten, die dem 
Markt selbst eignen. 

l ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 55 
vom 2. März 1968, S. 1 


Es ist angezeigt, die Maßnahmen zu bestimmen, 
die in Anwendung des Artikels 9 der Verordnung 
(EWG) Nr. 234/68 getroffen werden können. Diese 
Maßnahmen müssen so beschaffen sein, daß den 
ernstlichen Marktstörungen entgegengetreten wird, 
und daß die Drohung solcher Störungen beseitigt 
wird. Sie müssen den Umständen entsprechend abge- 
stimmt werden können, um zu vermeiden, daß sie 
andere als gewünschte Wirkungen haben. 

Wenn der Markt eines Mitgliedstaates infolge 
einer auf die vorstehenden Gesichtspunkte gegrün- 
deten Beurteilung die Voraussetzungen des Arti- 
kels 9 der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 erfüllt, muß 
die Anwendung dieses Artikels durch diesen Staat 
begrenzt werden. Die vorläufigen Maßnahmen, die 
in diesem Falle getroffen werden können, müssen 
so beschaffen sein, daß sie eine weitere Verschlech- 
terung der Marktlage verhindern. Sie müssen jedoch 
vorläufiger Art sein. Diese vorläufige Art der ein- 
zelstaatlichen Maßnahmen rechtfertigt ihre Anwen- 
dung nur während eines Zeitraumes, der der Frist 
gleich ist, innerhalb der die Kommission zur Ent- 
scheidung aufgerufen ist. 

Es ist Aufgabe der Kommission, über die im An- 
schluß an den Antrag eines Mitgliedstaates zu tref- 
fenden gemeinschaftlichen Schutzmaßnahmen binnen 
einer Frist von 24 Stunden nach Eingang dieses 
Antrags zu entscheiden. Damit die Kommission in 
der Lage ist, die Marktlage bestmöglich zu beur- 
teilen, ist es notwendig, Bestimmungen vorzusehen, 
die gewährleisten, daß die Kommission frühestmög- 
lich von der Tatsache unterrichtet wird, daß ein Mit- 
gliedstaat vorläufige Maßnahmen anwendet. Es ist 
daher angebracht, daß sie der Kommission zu noti- 
fizieren sind, sobald sie beschlossen sind, und daß 
diese Notifizierung als Antrag im Sinne von Arti- 
kel 9 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 
gilt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Um zu beurteilen, ob die in Artikel 9 Absatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 234/68 genannte Lage auf- 
grund von Einfuhren mit Herkunft aus dritten Län- 
dern eintritt, werden insbesondere berücksichtigt: 

— - die auf dein Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen für inländische Erzeugnisse, im 
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Vergleich mit den Notierungen der letzten Jahre, 
insbesondere ihre Tendenz zu einer außerge- 
wöhnlichen Kurssenkung; 

— die auf dem Markt der Gemeinschaft festgestell- 
ten Notierungen für Erzeugnisse mit Herkunft 
aus dritten Ländern, insbesondere ihre Tendenz 
zu einer außergewöhnlichen Kurssenkung; 

— die durchgeführten bzw. die geplanten Einfuh- 
ren; 

— die verfügbaren Mengen an inländischen Erzeug- 
nissen auf dem Markt der Gemeinschaft. 


Artikel 2 

1. Die Maßnahmen, die für ein Erzeugnis getrof- 
fen werden können, wenn die in Artikel 9 Absatz 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 vorgesehene Lage 
eintritt, sind: 

a) Aussetzung der Einfuhren einer oder mehrerer 
Sorten, bzw. einer oder mehrerer Qualitätskate- 
gorien, getrennt oder gleichzeitig; 

b) völlige Aussetzung der Einfuhren des betreffen- 
den Erzeugnisses. 

2. Die in Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen 
können nur für Erzeugnisse aus dritten Ländern ge- 
troffen werden; sie können auf bestimmte Her- 
künfte oder Ursprünge beschränkt werden. 


Sie werden aufgehoben, sobald die in Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 ge- 
nannte Lage nicht mehr gegeben ist. 

Artikel 3 

1. Ein Mitgliedstaat kann eine oder mehrere der 
in Artikel 2 Absatz 1 vorgesehenen vorläufigen 
Maßnahmen treffen, wenn er infolge einer Beurtei- 
lung, die sich auf diejenigen der in Artikel 1 Ab- 
satz 1 genannten Gesichtspunkte gründet, die ihm 
bekannt sind, der Ansicht ist, daß die in Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 234/68 ge- 
nannte Lage auf seinem Hoheitsgebiet eintritt, und 
wenn ferner die auf dem Markt des betreffenden 
Mitgliedstaates festgestellten Notierungen für ein 
bestimmtes inländisches Erzeugnis unter das Niveau 
gefallen sind, das jedes Jahr gemäß dem in Arti- 
kel 14 der vorgenannten Verordnung vorgesehenen 
Verfahren festzulegen ist. 

2. Die vorläufigen Maßnahmen gelten nur 24 Stun- 
den. Sie werden der Kommission fernschriftlich noti- 
fiziert, sobald sie beschlossen sind. Diese Notifizie- 
rung gilt als Antrag im Sinne des Artikels 9 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 234/68. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1968 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 



